
 

 

RETENTIONSRECHT 
 
 

I. Definition und gesetzliche Grundlage 

Das Retentionsrecht ist das Recht des Gläubigers, eine bewegliche Sache des Schuld-

ners, die sich mit dessen Willen in seinem Besitz befindet, zur Sicherung einer Forde-

rung zurückzubehalten. Bleibt die Leistung des Schuldners aus, so darf der Gläubiger 

die Sache zur Befriedigung seiner Forderung verwerten.  

Das Retentionsrecht wird im Zivilgesetzbuch in den Art. 895 – 898 geregelt. Das Obli-

gationenrecht enthält für bestimmte Rechtsbereiche eine Reihe an besonderen Best-

immungen. 

 

II. Voraussetzungen 

Nach Art. 895 ZGB müssen für die Geltendmachung des Retentionsrechts bestimmte 

Voraussetzungen gegeben sein.  

1. Retentionsgegenstand: Bewegliche Sache oder Wertpapier, die im Eigentum des 

Schuldners stehen. Ausnahmsweise genügt gutgläubiger Besitz auch bei Drittei-

gentum. 

2. Verwertbarkeit des Retentionsgegenstandes: Ein Gegenstand ist verwertbar, wenn 

er übertragbar ist und einen Vermögenswert aufweist.  

3. Besitz des Gläubigers am Retentionsgegenstand: Der Besitz liegt beim Gläubiger, 

wenn er die tatsächliche Gewalt über die Sache hat (Art. 919 Abs. 1 ZGB).  

4. Besitz mit Willen des Schuldners: Der Retentionsgegenstand muss sich mit dem 

Willen des Schuldners im Besitz des Gläubigers befinden.  

5. Retentionsforderung: Bestand einer Forderung des Gläubigers gegen den Schuld-

ner.  

6. Die Fälligkeit der Forderung: Fälligkeit bezeichnet der Zeitpunkt, an dem der 

Schuldner eine Leistung erbringen muss. Ist die Zeit der Erfüllung weder durch Ver-

trag noch durch die Natur des Rechtsverhältnisses bestimmt, so kann die Erfüllung 

sogleich geleistet und gefordert werden (Art. 75 OR). Bei Zahlungsunfähigkeit des 

Schuldners hat der Gläubiger das Retentionsrecht auch dann, wenn seine Forde-

rung nicht fällig ist (Art. 897 Abs. 1 ZGB). 

7. Die Konnexität zwischen der Forderung und dem zurückbehaltenden Gegenstand: 

Die bestehende Forderung muss ihrer Natur nach mit dem Gegenstand der Re-

tention im Zusammenhang stehen. Beispiel: Offene Forderung zu Werklohn betrifft 

repariertes Fahrzeug, welches zurückbehalten wird. 



Seite 2 von 4  

 

8. Keine Hindernisse nach Art. 896 Abs. 2 ZGB: Wenn dem Retentionsrecht eine vom 

Gläubiger übernommene Verpflichtung, eine vom Schuldner vor oder bei Übergabe 

der Sache erteilte Vorschrift oder die öffentliche Ordnung entgegensteht, besteht 

das Recht nicht.  

9. Guter Glaube: Befindet sich der Gegenstand nicht im Eigentum des Schuldners, so 

muss der Gläubiger gutgläubig sein, um das Retentionsrecht geltend zu machen 

(Art. 895 Abs. 3 ZGB). Gutgläubig ist der Gläubiger, wenn er beim Empfang der 

fremden Sache davon ausgehen durfte, dass der Schuldner über die Sache verfü-

gen darf. Das Retentionsrecht besteht bei gegebenem gutem Glauben nur insoweit 

Dritten keine Rechte am Gegenstand aus früherem Besitze zustehen (Art. 895 Abs. 

3 ZGB). Steht der Retentionsgegenstand hingegen im Eigentum des Schuldners, 

so entsteht das Retentionsrecht, ohne die Voraussetzung des Guten Glaubens des 

Gläubigers.  

10. Keine Sicherstellung: Das Retentionsrecht besteht nur, soweit der Retentionsgläu-

biger nicht anderweitig hinreichend sichergestellt wurde (Art. 898 Abs. 1 ZGB) 

Kein Retentionsrecht besteht insbesondere dann, wenn das Fahrzeug im Eigentum 

eines Dritten steht und der Garagenbetrieb nicht gutgläubig davon ausgehen durfte, 

dass der Auftraggeber verfügungsberechtigt ist (z.B. Leasingfahrzeuge). Lässt ein Lea-

singnehmer aber ein Fahrzeug reparieren und bezahlt die Werklohnforderung nicht, 

kann die Garage das Retentionsrecht am Fahrzeug geltend machen, obwohl dieses im 

Eigentum der Leasinggesellschaft steht. Voraussetzung ist, dass die Garage gutgläu-

big davon ausgehen durfte, dass der Leasingnehmer zur Reparatur berechtigt war. In 

diesem Fall kann auch die Leasinggesellschaft die Herausgabe des Fahrzeugs grund-

sätzlich nur gegen Bezahlung der offenen Forderung oder gegen Sicherheitsleistung 

verlangen. Dies gilt selbst dann, wenn der Leasingnehmer zahlungsunfähig wird. 

Sind die erläuterten Voraussetzungen gegeben, so kann ein Retentionsrecht grund-

sätzlich geltend gemacht werden. Liegt hingegen ein gesetzlicher oder rechtsgeschäft-

licher Ausschluss der Retention vor, besteht kein Anspruch auf das Recht.   

 

III. Inhalt des Rechts 

Das Retentionsrecht hat folgende zwei Wirkungen.  

• Zurückbehaltungsrecht: Der Retentionsgläubiger hat das Recht den Retentions-
gegenstand den er dem Schuldner herauszugeben verpflichtet wäre, zurückzu-
behalten. Hierbei hat der Gläubiger den Grundsatz von Treu und Glauben zu 
wahren. 

• Verwertungsrecht: Nebst dem Recht auf Zurückbehaltung hat der Gläubiger bei 
nicht hinreichender Sicherstellung das Recht die zurückbehaltene Sache nach 
vorgängiger Benachrichtigung des Schuldners wie ein Faustpfand zu verwerten 
(Art. 898 Abs. 1 ZGB) und sich aus dem Erlös bezahlt zu machen (Art. 891 Abs. 
1 ZGB). Der Umfang des Verwertungsrechts umfasst nicht nur die 
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Retentionsforderung selbst, sondern auch alle Vertragszinse, die Betreibungs-
kosten und die Verzugszinse (Art. 891 Abs. 2 ZGB). Der Gläubiger kann die Sa-
che nicht direkt selbst verwerten, sondern muss den Weg über das Betreibungs-
amt gehen. Der Retentionsgläubiger ist nicht berechtigt, den zurückbehaltenen 
Gegenstand selbst zu verkaufen oder anderweitig zu verwerten. Die Verwertung 
erfolgt ausschliesslich im Rahmen einer «Betreibung auf Pfandverwertung» (Art. 
151 ff. SchKG) über das zuständige Betreibungsamt (Art. 898 Abs. 1 ZGB). Dazu 
muss der Gläubiger zunächst die Betreibung einleiten. Nach Zustellung des Zah-
lungsbefehls und Fortsetzung der Betreibung wird der Retentionsgegenstand 
durch das Betreibungsamt gepfändet und anschliessend verwertet. Der Gläubi-
ger wird aus dem Erlös im Umfang seiner Forderung befriedigt. 

 
 

IV. Praxisfall: Aufträge nur gegen Vorauszahlung, Barzahlung oder elektro-
nische Zahlung 

Im Autogewerbe ist es üblich Erstaufträge nur gegen Vorausbezahlung, Barzahlung 

oder elektronischer Zahlung auszuführen. Es stellt sich die Frage, wie dies rechtlich 

einzuordnen ist und in welchem Zusammenhang die Praxis mit dem Retentionsrecht 

steht.   

Die Aufträge der Autogarage sind im rechtlichen Sinne als Verträge zu qualifizieren. 

Damit ein Vertrag gültig zustande kommt muss vorerst Konsens über den Vertrag vor-

liegen. Konsens ist bei übereinstimmenden gegenseitigen Willensäusserungen der 

Parteien gegeben (Art. 1 Abs. 1 OR). Im schweizerischen Obligationenrecht gilt der 

Grundsatz der Vertragsfreiheit. Somit kann der Vertragsinhalt unter Berücksichtigung 

der gesetzlichen Schranken frei festgelegt werden.  

Die Autogarage ist berechtigt, Vorauszahlung, Barzahlung oder elektronische Zahlung 

als einen für sie wesentlichen Vertragsbestandteil festzulegen. Wird der Auftrag unter 

diesen Bedingungen erteilt, ist die vereinbarte Zahlungsart verbindlich. 

Kommt der Kunde (Schuldner) seiner Zahlungspflicht nicht nach, ist die Garage unter 

den Voraussetzungen des Retentionsrechts berechtigt, den ihr überlassenen Gegen-

stand zurückzubehalten und bei ausbleibender Befriedigung der Forderung zu verwer-

ten. 

Zu Informations- und Beweiszwecken kann es für eine Garage zweckmässig sein, den 

für sie wesentlichen Vertragsinhalt mit einer sichtbaren Tafel an ihrem Sitz anzubrin-

gen. Zur klaren Kommunikation dieser Vertragsbedingung sollte die entsprechende Ta-

fel insbesondere folgenden Hinweis enthalten: «Erstaufträge werden ausschliesslich 

gegen Vorauszahlung oder gegen sofortige Zahlung bei Abholung des Fahrzeugs (bar 

oder elektronisch) ausgeführt». 
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Sofern zusätzlich auf die Möglichkeit der Retention bei nicht vertragsgemässer Erfül-

lung hingewiesen werden soll, empfiehlt sich die Ergänzung: «Ohne Zahlung erfolgt 

keine Herausgabe des Fahrzeuges».  

 

 

   

 

 
 
     

        (Beispiele der Tafeln für die Autowerkstatt) 

 
 

V. Rechtsberatung AGVS 
 

Haben Sie spezifische Fragen oder bestehen nach der Lektüre des Factsheets Unsi-

cherheiten? Kontaktieren Sie den Rechtsdienst des Verbands. AGVS-Jurist Tahir Pard-

han (031 307 15 34, rechtsdienst@agvs-upsa.ch) beantwortet sowohl telefonische als 

auch schriftlichen Anfragen im Rahmen einer kostenlosen Ersteinschätzung. In um-

fangreicheren Fällen kann die Konsultation eines externen Anwalts dennoch unum-

gänglich werden. Für genau solche Zwecke hat der AGVS-Partnerschaften zu Anwäl-

tinnen und Anwälten in der Deutschschweiz, in der Westschweiz und im Tessin. Neben 

einem breiten Netz von Juristinnen und Juristen kommen die Mitglieder auch in den 

Genuss eines vergünstigten Stundenansatzes. 

 

Erstaufträge werden ausschliesslich 
gegen Vorauszahlung oder gegen 

sofortige Zahlung bei Abholung des 
Fahrzeugs (bar oder elektronisch) 

ausgeführt. 

Erstaufträge werden ausschliesslich 
gegen Vorauszahlung oder gegen 

sofortige Zahlung bei Abholung des 
Fahrzeugs (bar oder elektronisch) 
ausgeführt. Ohne Zahlung erfolgt 

keine Herausgabe des Fahrzeuges.  

https://www.agvs-upsa.ch/de/recht-politik/recht/rechtsberatung/

